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Einleitung
Brot und Freiheit

Am 10. Mai 1953 hielt der Schriftsteller Albert Camus in der
Industriestadt St. Denis, einer Hochburg der Kommunisti-
schen Partei Frankreichs, eine historische Rede mit dem
Titel Brot und Freiheit. Camus war damals schon berühmt
wegen seiner Romane Der Fremde und Die Pest und auch
wegen seiner Beteiligung am Widerstand gegen die deut-
schen Besatzer im Zweiten Weltkrieg. Bei seiner Ansprache
in der Bourse de Travail, einer Art Selbsthilfeorganisation
der Gewerkschaften, ging es ihm vor einem dezidiert linken
Publikum und mitten im Kalten Krieg darum, was wichti-
ger ist – der Kampf für Gerechtigkeit oder der für die Frei-
heit. Weite Teile der französischen Linken seiner Zeit hat-
ten sich entschieden. Sie kämpften für höhere Löhne und
Arbeiterrechte in Frankreich, hatten aber keinerlei Proble-
me mit der totalitären Sowjetunion und der ihr treu erge-
benen Kommunistischen Partei. Camus versuchte seine Zu-
hörer davon zu überzeugen, dass dies ein fundamentaler
Irrtum sei. «Denn selbst wenn die Gesellschaft sich mit ei-
nem Schlag verwandeln und jedermann anständige, behag-
liche Lebensbedingungen bieten sollte, aber der Freiheit
mangelte, wäre sie noch immer eine Barbarei.» In West-
europa stehe die Freiheit offiziell hoch im Kurs, sagte Ca-
mus, doch sie erinnere ihn «unwillkürlich an jene arme Ver-
wandte, der wir in gewissen bürgerlichen Familien begeg-
nen. Die Verwandte ist verwitwet, sie hat ihren naturgege-
benen Beschützer verloren, also hat man sie aufgenommen,
ihr ein Dachstübchen zugewiesen und ihr Zutritt zur Küche
gewährt. Zuweilen zeigt man sie sonntags in Gesellschaft
vor, um zu beweisen, dass man der Tugendhaftigkeit nicht
entbehrt und kein Unmensch ist.»1 Ernst genommen werde
die Freiheit in Wahrheit nicht.
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Die Welt ist heute eine andere als zu Camus’ Zeiten.
Westeuropa ist eine Insel des Wohlstands und der Freiheit.
Am 9. November 1989 fiel die Berliner Mauer, und der Kalte
Krieg ging zu Ende. Den sowjetischen Kommunismus, mit
dem sich der Schriftsteller und die Gewerkschafter in St. 
Denis auseinandersetzen mussten, gibt es nicht mehr. Die
Spaltung Europas ist überwunden, auf dem einst von Krie-
gen zerstörten Kontinent gibt es eine Union freier Staaten,
von denen die meisten durch eine gemeinsame Währung
verbunden sind und zwischen denen es keine Schlagbäu-
me mehr gibt. Camus’ Problem von Freiheit und Gerechtig-
keit ist, könnte man meinen, in Europa gelöst. Ganz im Sin-
ne des amerikanischen Politologen Francis Fukuyama, der
1992 das «Ende der Geschichte» gekommen sah, weil sich
die Kombination von liberaler Demokratie und Marktwirt-
schaft als nicht schlagbares Modell für die ganze Welt er-
wiesen hatte. Die Freiheit hatte gesiegt. Werte wie Selbst-
bestimmung der Menschen, Begrenzung des Staates, freie
Märkte und internationale Zusammenarbeit sollten nicht
mehr bestritten werden.

Aber das Gegenteil ist eingetreten. Zwar hat die Welt
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs tatsächlich eine li-
berale Phase durchlebt. Doch dieser Liberalismus ist – un-
ter dem Namen «Neoliberalismus»  – für viele zum Feind
geworden. Die Globalisierungswelle, also der sprunghafte
gestiegene Austausch von Waren, Kapital und Menschen,
verunsichert die Gesellschaften zutiefst. Sie hat Wohlstand
geschaffen, wie es die liberale Handelstheorie voraussagt,
aber dieser Wohlstand kam nicht bei allen Menschen an.
Die Globalisierung ist zwar technisch und ökonomisch ge-
trieben, sie wurde aber ermöglicht durch den Abbau von
Handelsschranken, ganz im liberalen Sinne. Die Reakti-
on auf die Globalisierung sind ein immer aggressiver wer-
dender Antiliberalismus und der Kult des alten National-
staats. Der Aufstieg der Volksrepublik China zur zweitgröß-
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ten Volkswirtschaft der Welt scheint zu beweisen, dass wirt-
schaftlicher Erfolg auch in einer Diktatur ohne jede libe-
rale Anwandlung möglich ist. Im Jahr 2018 hat der israe-
lische Autor Yoram Hazony plötzlich Erfolg mit einem lei-
denschaftlichen Plädoyer für einen neuen Nationalismus.2
In den Vereinigten Staaten hat mit der Wahl von Donald
Trump zum Präsidenten dieser neue, antiliberale Nationa-
lismus 2016 begonnen: America First. Russland wird nach
einer kurzen und chaotischen Phase zu Beginn der 1990er
Jahre unter Wladimir Putin immer autokratischer nach in-
nen und aggressiver nach außen. In Deutschland, das von
der liberalen Globalisierung profitiert hat wie kaum ein an-
deres Land, breitet sich das Gefühl aus, dass alles immer
ungerechter wird. Camus’ Frage nach Freiheit und Gerech-
tigkeit stellt sich plötzlich neu. Wie viel Freiheit und Bür-
gerrechte sind wir bereit zu opfern, um die Globalisierung
zurückzudrängen und Einwanderer von unseren Grenzen
fernzuhalten?

Die Welt ist ein gefährlicher Ort geworden, auch die der
reichen Industrieländer. Alles verändert sich mit rasendem
Tempo. Vieles Vertraute verschwindet, vieles Neue ist den
Menschen unheimlich. Sie erleben die Kräfte von Globa-
lisierung, Digitalisierung und Migration als Kontroll- und
Heimatverlust. Als Schuldige an diesem Verlust gelten da-
bei jene, die den Wandel beherrschen oder zu beherrschen
scheinen, die viele Sprachen sprechen und um den Globus
jetten – Politiker, Manager, Zentralbankpräsidenten, Intel-
lektuelle – , Leute, die als «liberale Elite» wahrgenommen
werden. Auch internationale Institutionen gelten dem anti-
liberalen Zeitgeist als Feinde, paradoxerweise gerade sol-
che, die einst gegründet wurden, um über den freien Märk-
ten zu stehen: der Internationale Währungsfonds (IWF), die
Welthandelsorganisation (WTO) und vor allem die Europäi-
sche Union. Der Brexit, der Austritt des Vereinigten König-
reichs, ist das antiliberale Projekt schlechthin in Europa. In
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Frankreich hat das Misstrauen gegen den Staat bedrohli-
che Ausmaße angenommen. Die Bewegung der Gilets Jau-
nes («Gelbwesten») richtet sich gegen die empfundene Ab-
gehobenheit von Präsident Emmanuel Macron, aber auch
gegen Reformen per se. In fast allen Industriestaaten ge-
winnt nicht nur der Rechtspopulismus an Boden, sondern
auch eine militante, xenophobe und oft gewaltbereite Rech-
te. Unvorstellbar schien bis vor kurzem, dass in Frankreich
und zunehmend auch in Deutschland Antisemitismus wie-
der zum Problem wird.

In Ungarn und Polen, zwei Ländern, die eigentlich ei-
ne lange, leidvolle Geschichte von Unfreiheit und Unter-
drückung teilen, sind zwei Grundpfeiler jedes freiheitlichen
Staates, die Unabhängigkeit der Justiz und die Pressefrei-
heit, unmittelbar bedroht. Der ungarische Ministerpräsi-
dent Viktor Orbán war der Erste, der den Antiliberalismus
explizit zu seinem Programm machte. In einer Rede am
26. Juli 2014 im siebenbürgischen Băile Tușnad (Bad Tu-
schnad) gab er die Parole aus, «dass eine Demokratie nicht
notwendigerweise liberal sein muss». Die liberale Demo-
kratie  – also Rechtsstaatlichkeit, Freiheit, Gleichheit vor
dem Gesetz, Marktwirtschaft – galt bis vor kurzem in Euro-
pa als garantiert. Nun konstruierte, mitten in der EU, ein re-
gierender Politiker in aller Form einen Gegensatz zwischen
Freiheit und Demokratie. Orbáns «illiberale Demokratie»
ist mittlerweile ein akzeptiertes Modell in Mittel- und Ost-
europa. Gleichzeitig war Orbáns rechts durchwirkte Fi-
desz-Partei 2018 noch immer Mitglied der Europäischen
Volkspartei, in der konservative Parteien aus ganz Euro-
pa zusammenarbeiten, darunter auch CDU und CSU. Ste-
ve Bannon, rechter Publizist und zeitweiliger ideologischer
Berater des amerikanischen Präsidenten Donald Trump,
bezeichnete Orbán durchaus zutreffend als «Trump befo-
re Trump», also als dessen Vorläufer. Seit Trumps Amts-
antritt wachsen ohnehin die Zweifel, ob es «den Westen»
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als Wertegemeinschaft und Verteidiger der Freiheit über-
haupt noch gibt. Der Präsident und seine intellektuellen Un-
terstützer auf der Rechten haben jedenfalls Abschied ge-
nommen von der Idee einer westlichen Weltordnung un-
ter amerikanischem Schutz. Ihr Feind sind die liberals, was
im amerikanischen Sprachgebrauch immer die Konnotati-
on von «linksliberal», «sozialdemokratisch» oder «progres-
siv» hat.

Im Deutschen Bundestag sitzt die rechtspopulistische
Alternative für Deutschland als stärkste Oppositionspartei.
Dabei muss man genau hinsehen. Im Bundestag und im
Westen tritt die AfD meist als zwar rechtskonservative, aber
noch bürgerliche Protestpartei auf. In Ostdeutschland ist
das anders. Dort sind die Grenzen zum offenen Rechtsextre-
mismus fließend. Bei den Landtagswahlen des Jahres 2019
in Brandenburg, Sachsen und Thüringen will sie Wähler ge-
winnen mit einem national-sozialen Programm unter dem
Motto: Mehr Sozialstaat – aber nur für Deutsche. Es ist das
klassische antiliberale Programm: Nicht auf den Einzelnen
kommt es an, sondern auf das Kollektiv, am liebsten ein völ-
kisch definiertes.

Zur Geschichte gehört aber auch, und das wird leicht
vergessen, dass dem antiliberalen Angriff von rechts Jahr-
zehnte vorausgegangen sind, in denen auf der Linken und
bis hinein in die Mitte der Gesellschaft das antiliberale Res-
sentiment gepflegt wurde – im Namen des Kampfes gegen
das, was man als «Neoliberalismus» bezeichnet. Neoliberal
stand und steht für alles, was schlecht ist auf dieser Welt,
für Ungleichheit, für die Ausbeutung der Entwicklungslän-
der, für Konkurrenzdruck und «soziale Kälte». Die Feuille-
tons dieser Republik sind sich darin einig, dass Neolibera-
lismus die Ökonomisierung aller Lebensbereiche bedeute,
dass er die Demokratie zerstöre, dass er eine unmensch-
liche und irreführende Ideologie» sei, die «entlarvt» wer-
den müsse.3 Vor allem aber führe der Neoliberalismus ei-
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nen ständigen Krieg gegen die soziale Gerechtigkeit. Kriti-
ker des Neoliberalismus, wie die kanadische Autorin Naomi
Klein, werden zu Popstars. Für Camus war Gerechtigkeit
ohne Freiheit sinnlos, für Antiliberale wird Ungerechtigkeit
gerade durch wirtschaftliche Freiheit erzeugt. Paradoxer-
weise wird dieses Ressentiment besonders von Menschen
gepflegt, die im Übrigen für eine äußerst liberale Gesell-
schafts- und Flüchtlingspolitik eintreten.

Die Freiheit ist so auf doppelte Weise gefährdet. Die po-
litische und gesellschaftliche Freiheit wird von rechts, die
wirtschaftliche Freiheit von links bekämpft. Die Bedrohung
ist in Westeuropa – im Gegensatz zu Osteuropa – nicht akut.
In den Vereinigten Staaten unter Trump ist die Lage schon
schwieriger, aber bisher haben die bewährten Institutionen
der amerikanischen Demokratie den Angriffen des Präsi-
denten standgehalten. Die Gefahr liegt darin, dass die Ge-
sellschaften den Wert der Freiheit vergessen, dass sie sich
an den Antiliberalismus anpassen, dass der Austausch kon-
troverser Meinungen nicht mehr stattfindet, dass Reformen
unterbleiben, weil die Politiker den populistischen Aufstand
von rechts oder links fürchten. Gesellschaften drohen zu
erstarren und sich der Veränderung zu verweigern.

Das Internet und die sozialen Medien machen Informa-
tionen so leicht zugänglich wie nie zuvor in der Geschichte.
Sie machen es aber auch leichter, nur noch jene Meinungen
zu hören, die einem genehm sind. Wie wichtig es ist, Mei-
nungen zuzulassen, die man zunächst für Unfug hält, wuss-
te schon John Stuart Mill, einer der Gründerväter des Li-
beralismus im 19. Jahrhundert. «Das besondere Übel, eine
Meinungsäußerung zum Schweigen zu bringen, liegt dar-
in, dass man dadurch am menschlichen Geschlecht als sol-
chem einen Raub begeht», schrieb Mill. «Denn wenn die
Meinung richtig ist, beraubt man die Menschen der Gele-
genheit, ihren Irrtum durch die Wahrheit zu ersetzen; ist sie
dagegen falsch, dann nimmt man ihnen, was eine fast eben-
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so große Wohltat ist, die klarere Erkenntnis und den leb-
hafteren Eindruck von der Wahrheit, die durch den Wider-
streit mit dem Irrtum entstehen.»4 Wenn eine Gesellschaft
nicht mehr offen diskutiert, zahlt sie einen hohen Preis, sie
verliert die Fähigkeit, sich zu erneuern, neue Probleme und
neue Chancen zu erkennen. Der amerikanische Publizist
Walter Lippmann – er wird in diesem Buch noch eine gro-
ße Rolle spielen – schrieb kurz vor dem Zweiten Weltkrieg:
«Nur durch mehr Freiheit zu denken, zu widersprechen, zu
debattieren, Fehler zu machen und von diesen Fehlern zu
lernen, zu erforschen und gelegentlich zu entdecken, aben-
teuerlustig zu sein und unternehmerisch, kann der Wandel
mehr sein, als eine routinemäßige Wiederkehr des immer
Gleichen.»5

Der neue antiliberale Nationalismus bedroht in Deutsch-
land vieles als sicher Geglaubte. Mit Donald Trump wird es
immer fraglicher, ob die Vereinigten Staaten noch die Füh-
rungsmacht des Westens sind, über die man sich zwar oft
geärgert hat, die aber im Zweifel die Sicherheit Deutsch-
lands garantierte. Angesichts der Zerrissenheit der ameri-
kanischen Gesellschaft und des aggressiven Nationalismus
auf der Rechten ist es sogar fraglich, ob die USA jemals
wieder diese Rolle einnehmen werden, selbst wenn Trump
nicht mehr im Amt ist. Das autoritär regierte Russland ist
zwar wirtschaftlich nicht erfolgreich, stellt aber Grenzen in
Europa in Frage und versucht mit großem Aufwand, die öf-
fentliche Meinung in Deutschland zu beeinflussen. Mit sei-
ner international extrem vernetzten Wirtschaft muss sich
Deutschland auch wegen der aggressiven Geopolitik der
Volksrepublik China sorgen. Ausländische Investitionen, ei-
gentlich eine Selbstverständlichkeit in einer liberal verfass-
ten Volkswirtschaft, sind plötzlich nicht mehr selbstver-
ständlich, wenn im Hintergrund eine Diktatur mit globalem
Machtanspruch steht. Und was bedeutet es für die Freiheit
in Deutschland, wenn wesentliche Teile der digitalen In-
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frastruktur aus China kommen, einem Land, in dem schon
der Schutz privater Daten keine große Rolle spielt? In Chi-
na selbst plant die Regierung, bis 2020 über 400 Millionen
Überwachungskameras zu installieren. Sie sollen sicher-
stellen, dass sich die Chinesen in der Öffentlichkeit «ver-
trauenswürdig» verhalten. Am Ende soll ein «Sozialpunkte-
register» stehen, das überprüfen soll, ob jemand ein guter
Bürger ist. Das mag in Deutschland noch nicht vorstellbar
sein, ist aber angesichts der engen deutsch-chinesischen
Handelsbeziehungen alles andere als irrelevant. China ist
heute als Kunde und als Lieferant so wichtig, dass in Peking
die Versuchung groß ist, eigene Interessen auch gegen den
Wertekanon des Geschäftspartners durchsetzen zu wollen.

Der Antiliberalismus im Äußeren und im Inneren ist eine
Gefahr für Freiheit und Sicherheit. Heute gilt die Erweite-
rung der Freiheit unter dem Begriff «Liberalisierung» als
Bedrohung – dem einen, linken Teil der Gesellschaft dann,
wenn damit die Liberalisierung der Wirtschaft gemeint ist,
dem anderen, rechten Teil, wenn es um mehr Freiheit in der
Gesellschaft geht, um die gleichgeschlechtliche Ehe etwa,
Behandlung von Einwanderern oder die Abtreibung. Und
immer mehr Rechtspopulisten geht es um beides, die Deli-
beralisierung von Wirtschaft und Gesellschaft, die Abkehr
vom Prozess der europäischen Einigung, die «illiberale De-
mokratie» eben. Sie wenden sich dezidiert ab vom westli-
chen, liberalen Gesellschaftsmodell und suchen die Nähe
zum autoritären Nationalismus Russlands.

Zwischen dem linken und dem rechten Antiliberalismus
gibt es durchaus Berührungspunkte. Sowohl die derzeitige
linksextreme Führung der britischen Labour Party als auch
die Sammlungsbewegung «La France insoumise» des fran-
zösischen Linksaußen Jean-Luc Mélenchon zeigen nationa-
listische Ausschläge. Nationalismus liegt im Trend, überall
in Europa. Und der Feind der Nationalisten ist nicht der
Sozialismus, sondern der Liberalismus. Der rechte Publi-
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zist Alain de Benoist beeinflusst in Frankreich nicht nur
den rechtsextremen Front National, sondern auch einige
Linke. De Benoist hat eine Formel für die Zusammenarbeit
von Links- und Rechtsextremisten: «Wer Kritik am Kapita-
lismus übt und dabei die Einwanderung befürwortet, ist
ein Betrüger. Wer Kritik an der Einwanderung übt und da-
bei den Kapitalismus befürwortet, sollte lieber schweigen.»
Und wenn de Benoist gegen «die Durchrationalisierung der
Welt an der Axiomatik des Eigennutzes» wettert, ist der
Unterschied zu linken Globalisierungsgegnern nicht mehr
sehr groß.6 Zu der großen Demonstration am 17. Septem-
ber 2016 gegen das damals noch geplante Freihandelsab-
kommen TTIP zwischen der EU und den Vereinigten Staa-
ten mobilisierten nicht nur Linke und Grüne, sondern auch
die AfD.

Wenn sich aber eine Hoffnung so ins Düstere dreht wie
der liberale Aufbruch nach dem Kollaps des kommunisti-
schen Systems, dann ist Ursachenforschung nötig. War-
um ist der wohlmeinende und über Jahrzehnte so erfolg-
reiche Liberalismus zum Gegenstand blinden Hasses ge-
worden? Warum die Rückkehr zum längst überwunden ge-
glaubten Nationalismus, ausgerechnet in einer Zeit, in der
die Menschheit über das Internet so eng verbunden ist wie
noch nie in der Geschichte? Die Antwort heißt: weil die Glo-
balisierung die Menschen überfordert hat. Den Abbau von
Grenzen haben viele als Heimat-, Kontroll- und sogar De-
mokratieverlust erlebt. Das Problem haben Liberale lange
nicht ernst genug genommen, möglicherweise, weil die öko-
nomischen Argumente für offene Grenzen so überzeugend
sind. Es ist höchste Zeit, dass sie dieses Versäumnis korri-
gieren. Die Globalisierung zu stoppen ist durchaus möglich,
Regierungen haben die Macht dazu. Aber der Preis könnte
katastrophal hoch ausfallen. Das warnende Beispiel dafür
ist die Phase der Deglobalisierung nach dem Ersten Welt-
krieg, die in Elend, Faschismus, Nationalsozialismus und
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Krieg endete. Worum es geht, ist, die Globalisierung zu ak-
zeptieren und zu gestalten. Wem die Zukunft unseres Ge-
meinwesens am Herzen liegt, der darf die großen Fragen,
die sich jetzt stellen, nicht den Nationalisten überlassen:
Wie muss demokratische Kontrolle aussehen, wenn politi-
sche Entscheidungen in übernationalen Institutionen wie
der EU fallen? Wie viel Grenze ist nötig, um die Volkssouve-
ränität zu sichern? Vor allem müssen Liberale den aggres-
siven Antiliberalismus von links und rechts ernst nehmen
und sich mit ihm auseinandersetzen.

Unbestreitbar haben die wachsende Ungleichheit und
der obszön zur Schau gestellte Protz einiger Superreicher
die Wut auf den Liberalismus befördert. Das Phänomen
dieser Superreichen ist die Folge unzureichender Steuer-
gesetze, besonders in den USA. Es hat auch viel zu tun
mit Lobbyismus, Unwissen und der mangelnden Durchset-
zungskraft gewählter Regierungen demokratischer Staaten
in Steueroasen, mit Gier und schlechter Erziehung. Außer-
dem spielt die Selbstbedienung korrupter Eliten in illibe-
ralen Staaten eine Rolle, wie die unter dem Begriff «Pana-
ma Papers» bekannt gewordenen Enthüllungen 2015 zeig-
ten. Auch der technische und wissenschaftliche Wandel för-
dert die Ungleichheit. Computerisierung, Internet und In-
novationen auf den Finanzmärkten schaffen (meist nur für
befristete Zeit) Monopolgewinne, die für den Rest der Ge-
sellschaft empörend wirken können. Die gleichmäßige Be-
steuerung dieser Gewinne ist in der Tat ein Problem, vor al-
lem in Amerika. In Deutschland hat die Ungleichheit eben-
falls zugenommen, aber weniger dramatisch, wie im dritten
Kapitel dieses Buches gezeigt wird. Trotzdem dient diese
Ungleichheit vielen als Beleg dafür, dass in der Bundesre-
publik alles immer ungerechter zugeht.

Ebenso unbestreitbar ist, dass die Finanzkrise der Jahre
2007 bis 2009 wesentlich zum Aufstieg des Populismus und
des Antiliberalismus in der Welt beigetragen hat. Manche
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Forscher halten es sogar für eine historische Regel, dass
auf Krisen des Finanzsystems ein Rechtsruck in den betrof-
fenen Gesellschaften folgt.7 Es wäre aber ein Fehler, dar-
aus nun zu schließen, dass die Finanzkrise eine große Kri-
se des Neoliberalismus war. In Wirklichkeit wurde sie aus-
gelöst durch eine Kombination von Fehlentwicklungen auf
dem amerikanischen Immobilienmarkt und auf den Märk-
ten für Finanzprodukte. Man kann diese Fehler interpre-
tieren als Folgen einer Liberalisierung der Finanzmärkte,
die von Unverständnis für moderne Finanzprodukte getrie-
ben war. So wurde den Investmentbanken erlaubt, in gro-
ßem Umfang auf eigene Rechnung zu spekulieren und auf
diese Weise enorme Risiken in ihren Bilanzen zu sammeln.
In den Handelssälen von Bear Stearns, Merrill Lynch, Leh-
man Brothers und Goldman Sachs saßen junge, hochqua-
lifizierte Leute, die auf das schnelle Geld aus waren, aber
noch nie selbst eine Krise erlebt hatten und entsprechend
leichtsinnig agierten. Andere Ursachen haben eher mit so-
zialpolitischen Motiven vieler Politiker zu tun, besonders
mit dem Ziel, ärmeren Amerikanern, vor allem schwarzen
Familien und solchen mit lateinamerikanischen Wurzeln,
zu Hauskrediten zu verhelfen, damit auch sie ihren ame-
rikanischen Traum verwirklichen konnten. Das Ziel wurde
zunächst zwar erreicht, aber die Kredite (sie wurden be-
rüchtigt als subprime loans) gab es nur zu horrenden Zin-
sen, die erst die Schuldner und dann die Banken in den
Ruin trieben. Eine dritte Ursache ist bis heute nur lücken-
haft erforscht. Der frühere Präsident der US-Notenbank Fe-
deral Reserve (Fed) Ben Bernanke bezeichnete das Phäno-
men als «Sparschwemme» (savings glut): Es gibt sehr viel
mehr Kapital auf der Welt, als zu Renditen angelegt wer-
den kann, die bis vor kurzem noch als normal galten. Das
bedeutet, dass Geld anhaltend billig ist und dazu einlädt,
übertriebene Risiken einzugehen. Nicht liberale Prinzipien
von Markt und Wettbewerb haben die Krise ausgelöst, son-
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dern mangelndes Verständnis für neue Entwicklungen und
– zugegeben – die Gier und Hybris in den Handelssälen der
Wall Street. All das aber sind keine Symptome für Neoli-
beralismus, sondern für einen Kulturverfall an den Märk-
ten und falsche Anreizsysteme für Bankenmitarbeiter. Eini-
ge Missstände wurden inzwischen durch schärfere Geset-
ze und Regeln beseitigt oder eingedämmt. Außerdem wirkt
die Erinnerung an die Finanzkrise und die Pleite der Invest-
mentbank Lehman disziplinierend. Das ist keine Garantie
dafür, dass nicht doch irgendwann einmal wieder eine Kri-
se kommt, aber es zeigt, dass Märkte und Politiker in einem
offenen System lernen können.

Was die Finanzkrise allerdings offengelegt hat, sind
schwere und umfassende Fehlentwicklungen in vielen Län-
dern, die zuvor mit Hilfe des billigen Geldes überdeckt wer-
den konnten. In Amerika manifestiert sich das in der tie-
fen politischen Spaltung des Landes in einen konservati-
ven und einen progressiven Block, die kaum noch mitein-
ander kommunizieren wollen. In Europa waren es die un-
gelösten Strukturprobleme des Euro – dass etwa Griechen-
land, unter anderem wegen seines hohen Haushaltsdefi-
zits, noch nicht reif für die Gemeinschaftswährung war oder
dass diverse italienische Regierungen unter dem schützen-
den Dach des Euro ihre unverantwortliche Haushaltspoli-
tik fortsetzten. All das spricht nicht gegen den Neolibera-
lismus, sondern, im Gegenteil, für eine liberale Erneuerung
von Wirtschaft und Gesellschaft.

Leicht vergessen wird über dem Antiliberalismus von
links und rechts, dass die Geschichte der Finanzkrise auch
eine positive Seite hat. Den Notenbanken der Welt und den
Regierungen der G-7-Staaten, der Gemeinschaft der sieben
großen Industrieländer, ist es 2008 und 2009 gelungen, den
drohenden Absturz in eine neue Weltwirtschaftskrise zu
stoppen. Zehn Jahre danach steht die deutsche Wirtschaft
so gut da wie seit der Wiedervereinigung nicht mehr. In den
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Vereinigten Staaten herrscht Vollbeschäftigung. Die Ret-
tung der großen Banken ist für die amerikanischen Steuer-
zahler mit einem Gewinn ausgegangen. Wenn man so will,
ist das ein Erfolg des Neoliberalismus. Gefährdet wird die
positive Entwicklung vor allem durch erratische Entschei-
dungen der Antiliberalen im Weißen Haus, durch Protektio-
nismus und durch den Kampf von Präsident Trump gegen
die amerikanische Notenbank.

Dieses Buch richtet sich gegen den grassierenden Anti-
liberalismus. Der Kampf gegen den Neoliberalismus ist ge-
eignet, nicht nur den wirtschaftlichen Erfolg und den Wohl-
stand, sondern auch die Grundlagen der demokratischen
und freien Gesellschaft zu gefährden, egal ob dieser Kampf
im Namen der nationalen Souveränität oder sozialen Ge-
rechtigkeit geführt wird. Es ist aber auch ein Plädoyer für
die Erneuerung liberalen Denkens in Deutschland, für die
Besinnung auf die Wurzeln des Liberalismus und der So-
zialen Marktwirtschaft. Und um Missverständnissen vorzu-
beugen: Dies ist ein Buch über Liberalismus und Antilibe-
ralismus, aber keines über die FDP. Sicher ist es gut für das
liberale Denken in einem Land, wenn es Parteien gibt, für
die dieses Denken erklärtes Ziel und Anspruch ist. Aber die
Geschichte des parteipolitischen Liberalismus in Deutsch-
land ist voller Widersprüche, seit sich die Freisinnige Partei
des Kaiserreichs 1893 in Rechts- und Linksliberale spaltete.
Auch die FDP erlag im Laufe ihrer Geschichte immer wieder
der Versuchung, eine reine Pro-Business-Partei zu werden.
Und in Österreich ist die FPÖ zu einer stramm rechtspopu-
listischen Partei geworden. Es führt nicht weiter, Liberalis-
mus parteipolitisch zu definieren.

Gemeint ist, wenn von «liberal» die Rede ist, eine Art
zu denken und bestimmte Werte zu verfolgen. Liberalismus
ist keine geschlossene Ideologie. Sein Kern ist das Wissen
darum, dass – im Sinne von Camus – die Freiheit nicht al-
les ist, aber ohne die Freiheit alles andere nichts. Gemeint
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sind die Grundelemente des Liberalismus, die für die frei-
en Gesellschaften des Westens unabdingbar sind, die Mei-
nungsfreiheit, die wirtschaftliche Freiheit, der Rechtsstaat,
die Verantwortlichkeit der Politik gegenüber dem Volk als
Souverän. Heute sind die Klagen über neoliberale Politik
sehr laut, tatsächlich jedoch ist wirkliches liberales Denken
selten geworden. Nicht dass in der Mitte die Werte einer
liberalen Gesellschaft offen oder mutwillig in Frage gestellt
würden – die Angriffe kommen von den Rändern des politi-
schen Spektrums. Aber die Verteidiger liberaler Werte sind
sehr leise und orientierungslos geworden. Und oft mangelt
es auch schlicht an Wissen darüber, was Liberalismus ist
und woher er kommt.

Beginnen muss diese Auseinandersetzung mit dem Anti-
liberalismus daher mit einem Ereignis, das vor mehr als 80 
Jahren in Paris stattfand.
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Kapitel 1
Neoliberalismus

Ein Feindbild entsteht

Die Geschichte beginnt im vorletzten Friedenssommer Eu-
ropas vor dem Zweiten Weltkrieg. Die Angst vor dem dro-
henden Unheil lastete bereits überall auf den Menschen.
Im März 1938 hatten deutsche Truppen den «Anschluss»
Österreichs an das Deutsche Reich erzwungen. Die «Su-
detenkrise» eskalierte, die Deutschen machten sich daran,
die demokratische Tschechoslowakei zu zerstören. In die-
ser Situation kamen am 26. August 1938 in Paris 26 Intel-
lektuelle zu einem Gedankenaustausch zusammen – Öko-
nomen, Philosophen, Juristen und Geschäftsleute. Ort des
Kolloquiums war das Internationale Institut für intellektuel-
le Zusammenarbeit, ein Ableger des Völkerbundes, der da-
mals im prunkvollen Palais Royal residierte. Eingeladen zu
der Veranstaltung hatte der französische Philosoph Louis
Rougier. Er nutzte den Besuch des international bekannten
amerikanischen Publizisten Walter Lippmann in der fran-
zösischen Hauptstadt, um eine intellektuelle Debatte über
den Zustand der Welt im Allgemeinen und über Lippmanns
Buch The Good Society im Besonderen zu organisieren. Die
Teilnehmer des «Lippmann-Kolloquiums», als das es in die
Geschichte eingehen sollte, verstanden sich in einem sehr
weiten Sinne als Liberale, in der Tradition der europäischen
Aufklärung von Denkern wie John Locke, Adam Smith und
John Stuart Mill. Walter Lippmann selbst bezeichnete sich
als «progressiv» und unterstützte den Präsidenten Franklin
D. Roosevelt, unter dem der Staat so viel Einfluss auf das
Leben der Amerikaner bekommen hatte wie noch nie zuvor
in der Geschichte des Landes. Lippmann glaubte aber auch
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an freie, wenn auch regulierte Märkte und misstraute allen
Bestrebungen, die Wirtschaft von oben zu planen.

Das eigentliche Thema der Runde aber waren die Legi-
timitätskrise, in die der Liberalismus durch die Weltwirt-
schaftskrise von 1929 bis 1933 geraten war, und der, wie
es schien, unaufhaltsame Aufstieg von Kommunismus, Fa-
schismus und Nationalsozialismus. Der alte Liberalismus
hatte offenkundig versagt und war nicht mehr in der Lage,
den Kampf gegen die zerstörerischen Ideologien des 20. 
Jahrhunderts aufzunehmen. Das geistige Problem der Zeit
sah Lippmann, wie es in der Einleitung hieß, in zwei fal-
schen Ideen: «Dem irrigen Gegensatz von Sozialismus und
Faschismus, die in Wirklichkeit doch nur zwei Varianten
eines totalitären Staates und der Wirtschaftsplanung sind.
Und gleichzeitig die ebenso falsche Gleichsetzung des Li-
beralismus mit der Manchester-Theorie des Laissez-faire
Laissez-passer.»8 Mit «Manchester-Theorie» meinte Lipp-
mann die Überzeugung einiger Liberaler im frühen 19. 
Jahrhundert (benannt nach der englischen Industriestadt),
dass freie Märkte und Freihandel von allein zu mehr Wohl-
stand führten, und die deshalb Kinderarbeit, Arbeitszeiten
von zwölf bis 15 Stunden und andere Formen der Ausbeu-
tung akzeptierten. Um klarzumachen, dass die Liberalen
aus der Geschichte lernen mussten und dass sie dies ver-
standen hatten, suchten die Teilnehmer des Kolloquiums
nach einem neuen Begriff. «Linksliberalismus», schlugen
einige vor, «positiver Liberalismus», «konstruktiver Libe-
ralismus» oder schlicht «Individualismus» andere. Durch-
gesetzt hat sich schließlich der Vorschlag des deutschen
Ökonomen Alexander Rüstow: «Neoliberalismus». Der Be-
griff war schon damals nicht mehr ganz neu. Bereits im 19. 
Jahrhundert war er gelegentlich aufgetaucht, aber erst das
Lippmann-Kolloquium machte ihn zu einer politischen Grö-
ße. Deshalb ist es richtig zu sagen: Im August 1938 wurde
in Paris der Neoliberalismus geboren.
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Die historische Bedeutung des Kolloquiums lag nicht nur
darin, für die allfällige Erneuerung des liberalen Gedan-
kens einen eingängigen Begriff gefunden zu haben, son-
dern auch, dass die Teilnehmer der Nachwelt eine Bot-
schaft hinterließen: Trotz Hitler, Stalin und Mussolini war
liberales Denken möglich, dem «Kollektivismus», wie Lipp-
mann es formulierte, musste nicht die Zukunft gehören. Die
Erkenntnis sollte die Geschichte Europas und besonders
Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg prägen, und
zwar auf durchaus widersprüchliche Weise. Dabei mach-
te der Begriff «Neoliberalismus» eine merkwürdige Karrie-
re: Anfänglich war er Ausdruck der Selbsterforschung alter
Liberaler angesichts der düsteren Zeitläufte, danach eine
Formel für die neu gewonnene Freiheit und beispiellosen
Wohlstand, für die Revitalisierung von Volkswirtschaften
und schließlich Schimpfwort und Synonym für den Raub-
tier-Kapitalismus, also genau das, was Walter Lippmann
1938 in bewusster Abgrenzung zum «Manchester-Kapita-
lismus» eigentlich verhindern wollte.9

Die historische Situation, in der das Lippmann-Kolloqui-
um zusammentrat, ist selbstverständlich eine andere als
heute. Es gibt keinen Hitler und keinen Stalin, die die Welt
bedrohen würden, doch findet sich bei genauem Hinsehen
eine wichtige Gemeinsamkeit. Damals wie heute scheint
der Liberalismus durch den Gang der Ereignisse diskre-
ditiert. Kurz vor dem Zweiten Weltkrieg war es die Welt-
wirtschaftskrise von 1929 bis 1933 mit ihrem Massenelend,
die der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und ihren li-
beralen Vordenkern zur Last gelegt wurde. Heute ist es
die Finanzkrise von 2007 bis 2009, die den Neoliberalis-
mus scheinbar untragbar gemacht hat. Seht her, so geht
es, wenn man alles der «Marktlogik» unterstellt, lautet das
Argument. Banker, Spekulanten und Investoren bereichern
sich auf Kosten der normalen Menschen. Als «neoliberal»
verdammt werden aber nicht nur die Finanzmärkte, die Glo-
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balisierung, die internationale Arbeitsteilung und der Frei-
handel, sondern auch der Abbau von Regeln und Vorschrif-
ten – ob nun sinnvoll oder nicht – und manchmal der Markt,
das Neue und das Fremde schlechthin. Das Klima ist eben-
so zukunftsängstlich und freiheitsfeindlich wie 1938. Die-
ses rückwärtsgewandte Misstrauen gegen das Neue und
die Verklärung einer Vergangenheit, die so nie existiert hat,
sind die wichtigste Wurzel des Rechts-, aber auch des Links-
populismus der Gegenwart.

Dem Misstrauen gegenüber dem Neuen setzte der ös-
terreichische Philosoph und Ökonom Friedrich August von
Hayek, einer der Teilnehmer des Kolloquiums, «Mut und
Zuversicht» des liberalen Standpunkts entgegen, die «Be-
reitschaft, der Veränderung ihren Lauf zu lassen, auch
wenn wir nicht voraussagen können, wohin sie führen
wird». Ängstliche Naturen mögen das als fahrlässig empfin-
den. Hayek indes war kein Hasardeur. Er zog die logische
Konsequenz aus der Fehlbarkeit des Menschen, aus dem
Mangel an Wissen. «Weil jeder Einzelne so wenig weiß [ 
… ], vertrauen wir darauf, dass die unabhängigen und wett-
bewerblichen Bemühungen vieler die Dinge hervorbringen,
die wir wünschen werden, wenn wir sie sehen.»10 Wenn
Menschen im Wettbewerb stehen, dann können sie Proble-
me am besten lösen – das ist eine der zentralen Botschaf-
ten des Liberalismus. Und sie findet Bestätigung gerade
im Umgang mit Finanzcrashs. Aus der Weltwirtschaftskri-
se haben seinerzeit Ökonomen und Politiker gelernt und
nach dem Zweiten Weltkrieg eine Finanzordnung geschaf-
fen, die einen beispiellosen Aufschwung der Weltwirtschaft
ermöglichte. Die Finanzkrise 2008 / 2009 führte zu grundle-
genden Reformen des Finanzsystems. Kluge politische Ent-
scheidungen haben hinterher eine lang anhaltende Erho-
lung der Weltwirtschaft möglich gemacht. Das Versprechen
des Liberalismus besteht nicht darin, dass es keine Krisen
mehr gibt oder dass Liberale keine Fehler machen, sondern
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vielmehr darin, dass Marktwirtschaften am besten in der
Lage sind, aus Fehlern zu lernen, Krisen vorzubeugen und,
wenn es nottut, sie zu bekämpfen.

Wie 1938 die Reform des liberalen Denkens konkret aus-
sehen sollte und wie der Kampf für die Freiheit zu gewin-
nen wäre, darüber gab es während des Kolloquiums in Pa-
ris höchst diverse Ansichten. Aber aus so unterschiedlichen
Richtungen die Teilnehmer auch kommen mochten, was
sie einte, waren Freiheitsliebe und die Überzeugung, dass
Freiheit ohne eine freie Wirtschaft nicht möglich sei. Der
französische Philosoph und Soziologe Raymond Aron be-
zeichnete sich damals zum Beispiel als «Sozialisten», er un-
terstützte die Volksfront aus Kommunisten, Sozialisten und
Demokraten unter Léon Blum, die Frankreich regierte, kri-
tisierte aber deren autoritäre Wirtschaftspolitik. Oder der
bereits erwähnte Hayek, der im Londoner Exil lebte und
1974 mit dem Wirtschaftsnobelpreis ausgezeichnet werden
sollte. Ludwig von Mises, ein weiterer Österreicher, war im
März 1938, kurz vor dem Einmarsch der deutschen Wehr-
macht, aus Wien in die Schweiz geflohen und lebte später
im amerikanischen Exil. Für Hayek und Mises bedeutete
Reform des Liberalismus vor allem eine Rückkehr zum klas-
sischen Liberalismus, wie ihn die Altliberalen (Whigs) im
englischen Unterhaus vertreten hatten und dessen Ideen in
Deutschland unter dem Schlagwort «Nachtwächterstaat»
karikiert wurden: keine Eingriffe in die Wirtschaft, Begren-
zung des Staats auf das Notwendigste, uneingeschränk-
ter Freihandel. Das kam dem alten Manchester-Kapitalis-
mus schon ziemlich nahe. Anwesend waren auch die bei-
den deutschen Ökonomen Wilhelm Röpke und eben Alex-
ander Rüstow, der in Paris den Begriff «Neoliberalismus»
einführte. Röpke lebte in Genf im Exil und war ein Konser-
vativer. Rüstow, der sich schon vor 1932 mit dem Versagen
des alten Wirtschaftsliberalismus auseinandergesetzt hat-
te11, war aus dem türkischen Exil nach Paris gereist. Beide
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forderten – im scharfen Gegensatz zu Mises und Hayek –
einen starken Staat, der auch aktiv in die Wirtschaft ein-
griff, zum Beispiel um den Wettbewerb zu schützen. Von
Rüstow stammt die programmatische Wendung, er wolle
«einen starken Staat, einen Staat oberhalb der Wirtschaft,
oberhalb der Interessenten, da, wo er hingehört». Er ver-
spottete gerne die Vorstellungen Hayeks und Mises’ als
«Paläo-Liberalismus». Mit dabei war auch der französische
Ökonom Jacques Rueff, der später Berater des Präsidenten
Charles de Gaulle und Freund von Bundeswirtschaftsminis-
ter Ludwig Erhard werden sollte. Der Gastgeber Rougier
war ein erklärter Konservativer.

Als der Krieg zu Ende und Europa zerstört war, began-
nen die Gedanken zu wirken, die auf dem Kolloquium dis-
kutiert wurden. Das erste Ergebnis war eine große neolibe-
rale Erfolgsgeschichte – das westdeutsche Wirtschaftswun-
der. Dass es ausgerechnet im kriegszerstörten Deutsch-
land nach den Verheerungen des Nationalsozialismus ein-
mal so etwas wie eine Soziale Marktwirtschaft geben wür-
de, konnte sich 1948 –  von wenigen Ausnahmen abgese-
hen – niemand vorstellen. Die meisten Parteien, einschließ-
lich CDU und CSU, hatten mehr oder weniger sozialistische
Vorstellungen von der wirtschaftlichen Zukunft Deutsch-
lands. Dass der Liberalismus im Nachkriegsdeutschland
trotzdem eine Chance bekam, ist vor allem zwei Männern
zu verdanken: Edward Tenenbaum, einem jungen ameri-
kanischen Besatzungsoffizier mit festen liberalen Überzeu-
gungen, der dafür sorgte, dass die Westdeutschen eine har-
te Währungsreform bekamen, ohne die Möglichkeit einer
Inflationspolitik. Der zweite war Ludwig Erhard. Der Va-
ter des Wirtschaftswunders, wie er später genannt wer-
den sollte, setzte mit sturer Konsequenz die Liberalisierung
der deutschen Wirtschaft durch. Erhard bekannte, er habe
schon während des Krieges Civitas Humana, Röpkes Haupt-
werk, gelesen und daraus Zuversicht geschöpft. Erhards

24



Konzept der Sozialen Marktwirtschaft, die Befreiung der
Märkte einerseits und die Sicherung des Wettbewerbs und
der Preisstabilität durch einen starken Staat andererseits,
entsprach den Ideen der beiden Kolloquiums-Teilnehmer
Rüstow und Röpke. Ebenso wichtig waren die «Ordolibera-
len» der Freiburger Schule, wie der Ökonom Walter Eucken
und der Jurist Franz Böhm, die nicht an einen ungeregelten
Kapitalismus glaubten, sondern für eine vom Staat durch-
gesetzte und geschützte Wettbewerbsordnung (daher der
Begriff) in der Wirtschaft fochten.

Auch Hayek machte sich nach dem Krieg daran, seine
Ideen umzusetzen. Im April 1947 gründete er in einem Ho-
tel auf dem Mont Pèlerin bei Vevey am Genfer See mit an-
deren die Mont-Pèlerin-Gesellschaft (MPS), einen Zusam-
menschluss von Intellektuellen, die sich im weiten Sinne
als Neoliberale verstanden. Der Gesellschaft gehörten ne-
ben vielen anderen Ludwig Erhard und Walter Lippmann
an, die Ökonomen Eucken, Röpke, Rüstow, Mises und Mil-
ton Friedman sowie die Philosophen Karl Popper und Mi-
chael Polanyi. Die Gesellschaft verdient deshalb besonde-
re Erwähnung, weil sich um sie inzwischen ein Wust von
Verschwörungstheorien gebildet hat. Sie sei ein «Hegemo-
nialapparat»12, eine neoliberale Geheimgesellschaft, die in
der globalen Wirtschaft die Fäden ziehe, oder ein «trans-
atlantisches Netzwerk, das heimlich die Demokratie unter-
wandert».13 Tatsächlich ist sie ein Kreis von liberal gesinn-
ten Intellektuellen, die im Laufe der vergangenen 70 Jahre
mal mehr und mal weniger (im Moment eher weniger) Ein-
fluss auf die öffentliche Meinung hatten. Dass so eine Or-
ganisation zum Gegenstand wilder Vermutungen und Un-
terstellungen wird, gehört zum Thema dieses Buches: An-
dere und möglicherweise unbequeme Meinungen werden
denunziert, besonders wenn sie die Verfassung der Wirt-
schaft betreffen. Im Übrigen waren die Mitglieder der MPS
keineswegs immer einer Meinung, im Gegenteil: Der Kon-
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flikt zwischen dem eher radikalliberalen Hayek und dem im
Laufe seines Lebens immer konservativer werdenden Röp-
ke führte schließlich zu dessen Austritt.

Zumindest bis Ende der 1960er Jahre war der Begriff
«Neoliberalismus» eindeutig positiv besetzt. Die Kritik der
Neuen Linken am Liberalismus, etwa die Behauptung des
marxistischen Philosophen Herbert Marcuse, der Liberalis-
mus, «ob mit dem Präfix ‹Neo› oder nicht», sei «repres-
siv»14, wurde außerhalb der Universitäten kaum wahrge-
nommen. Besonders in der Bundesrepublik stand Neolibe-
ralismus für den Erfolg des westdeutschen Wirtschaftswun-
ders nach 1948 und die wirtschaftspolitischen Ideen, die
dafür entscheidend waren: Soziale Marktwirtschaft, Wett-
bewerb und Freihandel. Er stand auch für die Erfahrung,
um wie viel erfolgreicher und humaner eine liberale Wirt-
schaftsordnung ist im Vergleich zu einer sozialistischen.
Die in der DDR hatte man ja direkt vor Augen.

Wie konnte aus diesem Liberalismus ein Gegenstand ab-
grundtiefer Ablehnung werden? Zum Verständnis dieser
Entwicklung sind vier historische Ereignisse wichtig, be-
ginnend mit dem 11. September 1973. An dem Tag putsch-
te in Chile das Militär gegen den demokratisch gewählten
Präsidenten Salvador Allende. Die Putschisten errichteten
eine brutale Militärregierung unter dem General Augusto
Pinochet, sie ließen foltern und morden. Anders als andere
Putschisten in Lateinamerika allerdings setzten die chile-
nischen Militärs umfangreiche Wirtschaftsreformen durch.
Sie wurden dabei von jungen Ökonomen beraten, die der
Neoliberale und spätere Wirtschaftsnobelpreisträger Mil-
ton Friedman an der Universität Chicago ausgebildet hat-
te – die berühmt-berüchtigten «Chicago Boys». Heute ist
Chile längst wieder demokratisch regiert und eines der
wohlhabendsten und stabilsten Länder Südamerikas, die
Armut unter der Bevölkerung ist zurückgegangen. Ob und,
wenn ja, was die Chicago Boys dazu beigetragen haben,
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dass es dem Land heute vergleichsweise gut geht, ist durch-
aus umstritten. In den 1970er Jahren jedoch war der Wirt-
schaftsliberalismus durch den chilenischen Putsch und die
folgenden Jahre der Diktatur in den Augen vieler dauerhaft
diskreditiert. Chile galt als Sündenfall des großen Ökono-
men Friedman. Auch Hayek besuchte Chile zweimal wäh-
rend der Jahre der Diktatur und verteidigte hinterher das
Regime gegen seine Kritiker. Chile ist ein düsteres Kapi-
tel in der Geschichte des Neoliberalismus. Aber wenn zwei
prominente Vertreter dieses Neoliberalismus sich gegen ih-
re eigenen Prinzipien versündigen, indem sie eine Dikta-
tur unterstützen, bedeutet das nicht, dass diese Prinzipien
falsch sind.

[...]
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